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Wichtig für Württemberg war in Sachen Ausfuhr allein

der Südhandel am oberen Neckar und Tuttlingen, der

Teile der Eidgenossenschaft, besonders Zürich und dar-

über die Waldstätte, mit Getreide versorgten. Die Donau

hinunter über Ulm lief württembergischer Weinhandel.

Vom Holzhandel wissen wir in dieser Zeit nicht viel.

Flößereiverträge mit Pforzheim bestanden seit langem.
Im Haushalt spielten sie keine Rolle.

Das bedeutendste Kapitel in Ernsts Monographie, das

völlig neue Aspekte erschloß, ist die Darstellung der Fi-

nanzen. Ernst konnte hier an den richtungweisenden
Aufsatz seines Vaters anknüpfen, die Staatsschuld der

württembergischen Grafen betreffend (1904). Charakte-

ristisch für die Eberhard-Zeit ist die Tatsache, daß der

Kredit des Landes solchen Umfang angenommen hatte,
daß man das lästige Pfänderlösungssystem, an dem schon

viele kleinere Territorien zugrunde gegangen waren, nicht

mehr brauchte. Dazu kam, daß seit 1419 und erhöht

durch die Teilung, die Grafen gezwungen waren, ihre

angespannte Finanzlage durch Schaffung eines regel-
mäßig funktionierenden Steuersystems auszugleichen.
Das führte in der Praxis zur Unterscheidung von privat-
rechtlich begründeten und öffentlich-rechtlich begründeten
Einnahmen. Was floß aus Einnahmen aus dem Privat-

besitz des Grafen, was aus seiner Herrschaft über Ämter

und Klöster? Die Trennung beider Einnahmegruppen
erfolgte erst gültig und sichtbar im Tübinger Vertrag
von 1514. Zu Eberhards Zeiten rechnete man noch beide

Einnahmequellen miteinander ab und deklarierte sie als

Steuern, die regelmäßig eingingen: etwa alle „grundherr-
lichen Abgaben", die Zölle, die Gerichtsgebühren, die

Taxen für Geleite, aber auch die „gewöhnliche Steuer",
die sog. Bede (feststehende Summe der Gemeinden).

Regelmäßig erhob der Graf eine Sondersteuer, den sog.

„Landschaden" (in anderen Territorien unbekannt), der

darin bestand, daß eine Anzahl öffentlicher Lasten auf

alle Ämter des Landes umgelegt wurden. Die Zentral-

kanzlei vereinnahmt die Ämtergelder, schlägt einige Un-

kosten darauf und verteilt die Bezahlung wieder an die

Ämter. Als indirekte Steuer wurde das „Umgeld" auf

Weinausschank erhoben. In Notzeiten, je nach Bedarf

und Möglichkeit, kam es zur Erhebung einer außer-

ordentlichen Steuer, den sog. „Hilfen" oder „Schatzun-
gen". Mit diesen Einnahmen mußten bestritten werden:

1. die Hofhaltung (Verpflegung und Bezahlung der Re-

gierungsräte bis hinunter zu den Vögten, samt deren

Dienstreisekosten), 2. die Zinsleistungen für aufgenom-
mene Anleihen (gewöhnlich 5%), 3. die Matrikelgebüh-
ren für das Reichsheer und für die Ausstellung von Be-

lehnungen und anderen Urkunden durch die kaiserliche

Kanzlei (die Stände lehnten 1495 die Bezahlung des

Herzogsbriefs als zu teuer zuerst ab, sie wollten lieber

einen reichen Grafen als einen armen Fürsten), 4. die

Mobilisierung des Landesaufgebots im Kriegsfall.
Aus den Rechnungen des Landschreibers läßt sich für

unsere Zeit die Existenz eines gräflichen Privatvermögens

nicht feststellen. Fest steht, daß der Graf und seine Fa-

milie aus den Hofhaltungskosten bezahlt wurden, eigen
waren dabei Kleider, Schmuck, Kleinodien. Erst 1482

wurde eine gräfliche Kammer eingerichtet mit regelmä-
ßigen gräflichen Einnahmen. Seither besteht ein Gegen-
satz zwischen Eberhards „Kammer" und der Kasse des

Landschreibers. In seinem Testament bestimmt der Graf,
daß die Einkünfte aus dem Erbe seiner Mutter Mechthild

weiterhin für das von ihm gegründete Petersstift (Ein-
siedel) verwendet werden sollten. Man sieht hier, wie

Eberhard nicht mehr privatrechtlich, sondern „staatlich"
denkt, gleichsam als treuer Verwalter seines Landes. Im

Jahre der Wiedervereinigung beider Landesteile (1482)

betrug die Schuldenlast etwa die hohe Summe einer hal-

ben Million Gulden, wobei der Stuttgarter Teil zwei

Drittel ausmachte. Das entsprach etwa der Schuldenlast

der benachbarten größeren Pfalz beim Tode Friedrichs

des Siegreichen. Ernst bemerkt dazu: „Die deutschen

Länder haben alle im Vergleich zu den Einnahmen hohe

Schulden, aber Württemberg übertraf sie doch weit."

Etwa 85% der Gesamtlast trug als Gläubiger der im

Dienste des Grafen stehende Adel.

Eberhard versuchte mit einer großangelegten Steuer-

reform die Einnahmen zu steigern und die Aufwendungen
zu kürzen. Wir kennen nur Ansätze dieser Reform. Die

wichtigste Maßnahme: er legte den Landschaden nicht

mehr auf das ganze Land um, sondern schränkte die La-

sten auf die Ämter ein (Amtsschaden), wodurch er das

Amt zur wichtigsten politischen Körperschaft im Land

erhob, was nach seinem Tod dann entscheidende Bedeu-

tung gewinnen sollte bei der Auseinandersetzung der

Landesherren mit den Ständen, insofern der Landesherr

nun abhängig war von der Bereitwilligkeit der Ämter

für die Schulden des Fürsten und seiner adeligen Gläu-

biger. Noch umwälzender war sein Plan, die unregel-
mäßigen Schatzungen in einen regelmäßigen Posten um-

zuwandeln. Er rechnete mit einer Mehreinnahme von

35 000 Gulden jährlich. Indessen ist aus dem Plan nichts

geworden, die Streitereien mit dem Vetter Eberhard ver-

schlangen alle verfügbaren Einnahmen. Das Land

brauchte annähernd 100 Jahre, um wieder in den Stand

einer angemessenen Schuldenlast im Vergleich zu seinen

Einnahmen zu kommen. In der Mitte dieses Zeitraums

erlebte es unter Herzog Ulrich den Staatsbankrott.

Wir werfen noch zum Thema eines staatlichen Verant-

wortungsbewußtseins einen Blick auf Eberhards Landes-

ordnung von 1495. Sie unterschied sich von der gleich-
zeitigen badischen Ordnung dadurch, daß sie die Ge-

meinden und Städte nicht von oben herab im Sinne von

Untertanen behandelt, nicht von Rechten und Pflichten

der Untertanen spricht, vielmehr Rücksicht nimmt auf

die Eigenentwicklungen etwa aller Städte im Land, und

staatliche Kompetenzen in Fragen der Abgaben sehr in-

dividuell zur Geltung bringt. Für Eberhard ist das so-

ziale Moment beachtlich. Er will, daß die Gemeinden

nicht über Vermögen erpreßt werden, daß ihr Wohlstand
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gesichert bleibt. Ohne Zweifel spielt hier die Überlegung
mit: eine wohlhabende Gemeinde sichert dem Staat auch

regelmäßige Einkünfte.

Das dürfte der Landestradition entsprechen. Die Grafen

haben stets dafür gesorgt, daß die Stützen ihres Landes

vermögende Bauern sind. Der Staat greift ein, wenn ir-

gendwo Luxus bemerkt wird oder Käufe und Verkäufe

das Schuldenmachen fördern. Hierfür steht die Bestim-

mung, daß jedes Jahr für Getreide im Wert von 300

Gulden in Fruchtspeichem gesammelt wird, damit man es

notfalls bei Mißernten umsonst oder gegen geringe Be-

zahlung an Arme ausgeben könne. Emst führt solche

Bestimmung auf die ausgeprägte Rechtlichkeit Eberhards

zurück und zitiert seine an die Landschaft gesprochenen
Worte: „ich wil anders nit dann für den getrüwen für-

weser als es auch sin gnad gemain, gehalten werden".

Außenpolitik. - Nach dem Pfälzer Krieg, in dem die

Kaiserpartei nur Niederlagen gegen die vereinigten
Wittelsbacher erlitten hatte, sucht Eberhard sowohl An-

schluß an den Kaiser und das Reich als auch Einigung
mit der Pfalz und Baden. Er tritt als Vermittler zwischen

dem Kaiser und den südwestdeutschen Landesherren in

die Außenpolitik ein. Als Vermittler auch im Streit Sig-
munds von Tirol mit den Eidgenossen. Württemberg
wehrte solidarisch mit dem oberschwäbischen Adel vom

Georgenschild und Tirol die Einfälle der Eidgenossen in

österreichisches Gebiet ab (Friede von Waldshut 1468).
Als sich aber Sigmund mit dem mächtigen Burgund ver-

bündete und die Eidgenossen bis an den Oberrhein vor-

drangen und Rottweil für sich gewonnen hatten, riskierte
Eberhard eine Auseinandersetzung mit Habsburg-Tirol
und seinem Verbündeten, dem badischen Markgrafen
Karl (Schwager Kaiser Friedrichs III.). Es ging dabei um

das an Württemberg verschuldete Sulz und die Vertrei-

bung der badischen Geroldsecker zugunsten Alwigs von

Sulz und um die Zölle von Eßlingen, das seit 1449 unter

badischem Protektorat stand. Württemberg verfolgte das

Ziel, die badischen Interessen von der Ostseite des

Schwarzwalds zu verdrängen. Es besetzte die Besitzungen
des badischen Landhofmeisters in Heimsheim und rüstete

zum Krieg, der von Leonberg aus geführt werden sollte.

Der von den Parteien angerufene Kaiser ernannte Al-
brecht Achilles zum Schiedsrichter, der aber in Schwäbisch

Hall nur einen Waffenstillstand vermitteln konnte. Mit

den Eidgenossen gelang der württembergischen Kanzlei

ein Bündnis für den Kriegsfall. Damit war die Kriegs-
gefahr beseitigt. Baden und Tirol wagten keinen Angriff.
Als dann noch Friedrich von der Pfalz ohne kaiserlichen

Auftrag ein Heer zwischen Pforzheim und Maulbronn

aufgestellt hatte, gab Karl von Baden nach, im Tag zu

Bretten wurde die Zollfrage vertagt, Baden und Würt-

temberg einigten sich, ihre Streitereien einem Aus-

tragsgericht zu übergeben. Baden mußte sich aus dem

Schwarzwaldgebiet zurückziehen. Sigmund, wohl durch

Vermittlung Mechthilds, anerkannte die alten Rechte

Württembergs in Sulz. In die Zolleinnahmen teilten sich

Württemberg und Baden. 1473 wird dann Eberhard

alleiniger Herr von Sulz. In zäher Beharrlichkeit zwang

er den Geroldsecker in einer meisterhaften Diplomatie,
von seinen Ansprüchen zurückzutreten.

Keinen Erfolg indessen hatte Eberhard mit seinen immer

wieder vorgebrachten Ansprüchen auf die Grafschaft

Hohenberg, die er als Erbe seiner Mutter Mechthild be-

trachtete. Die Untertanen Hohenbergs selbst verweiger-
ten ihm die Huldigung auf Oberhohenberg (Spaichingen,
Fridingen, Oberhohenberg), dem Lehen Mechthilds. Sig-
mund, seit 1471 Herr auch der Vorderen Lande, wies die

Mechthildsche Verpfändung an Württemberg zurück.

Wien unterstützteSigmund.
Mißglückt ist Eberhard auch sein Kampf um das würt-

tembergische Pfand, den Mägdeberg im Hegau. Die ein-

zige größere kriegerische Handlung im Jahre 1479 fiel

zugunsten Österreichs aus. Der oberschwäbische Adel

(Truchsessen von Waldburg, Herren von Zimmern) stan-

den auf Seiten Habsburgs. Das Gebiet der württember-

gischen Partei, Sigmaringen, das Georg von Werdenberg
gehörte, war zur Verteidigung zu schwach. Die Zollern

und die Eidgenossen blieben neutral. Um wenigstens eine

Kriegsentschädigung und günstige Friedensbedingungen
herauszuschlagen, trat Eberhard in den Dienst Sigmunds
von Tirol. Im Ansbacher Vertrag von 1481 verliert er den

Mägdeberg, bekommt aber als Diener Sigmunds in den

nächsten fünf Jahren je 3000 Gulden samt einer Ver-

pflichtung Sigmunds, Württemberg zu schützen. Mehr-

fache Ritte nach Innsbruck befestigen die Freundschaft

mit Sigmund und dem Kaiser. Das Hilfebündnis funk-

tionierte: Sigmund gestattet Eberhard die Besetzung des

Klosters Zwiefalten, Eberhard schickt Truppen für Sig-
munds Aktion gegen Venedig.

Um 1485 waren die süddeutschen Verhältnisse reif für

die vom Kaiser geplanten Einungen im „Schwäbischen
Bund". Wichtigstes Motiv hiezu erkannte Wien in dem

Vorstoß der Wittelsbacher nach Ostschwaben. Georg von

Landshut fällt die Hälfte der jenseits der Iller gelegenen
Grafschaft Kirchberg zu, Württemberg und Ulm fühlen

sich bedroht durch die bayerische Schirmherrschaft über

Kloster Wiblingen. Sigmund verkaufe die Herrschaft

Burgau an den Landshuter. Dem Augsburgischen entriß

Georg das Kloster Ottobeuren und griff Nördlingen an.

1487 schien es so weit, daß Albrecht von Bayern-München,
auch durch seine Vermählung mit der Kaiserstochter

Kunigunde, die Vorderen Lande einheimsen wollte. Bayern
rückten in Tirol ein, stießen aber auf Widerstand der

Tiroler Bauern.

Jetzt griff der Kaiser ein. In Eßlingen legte Graf Hugo
von Werdenberg, der Führer des oberschwäbischen Adels,
einen Entwurf vor für eine Einung des im Georgenschild
vereinten Adels und der Körperschaft der Reichsstädte.

1488 traten dem Bund Sigmund von Österreich und Graf

Eberhard mit dem württembergischen Adel bei. Damit

war der Bund gegründet, wie er von Eberhard schon 1485
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geplant war. Ernst bemerkt: Der Schwäbische Bund ist

eine politische Gründung gewesen, ein interständischer

Zusammenschluß von Fürsten, Adel und Städten, der die

politischen Verhältnisse in Südwestdeutschland bei so un-

gleichmäßigen Mitgliedern, wie Fürsten und Adel und

Städten, garantieren sollte. Nicht in Frage kam also eine

Wiederherstellung der alten staufischen Einheit in Schwa-

ben. Der Bund war als Gegenstück aufgezogen zu dem

1487 erfolgten Zusammenschluß zwischen den bayerischen
Wittelsbachem und dem Pfalzgrafen Philipp von Heidel-

berg. Er gewann an Bedeutung weit über Schwaben hinaus

für den Kaiser, als die Söhne Albrechts von Brandenburg,
das Kurfürstentum Trier und Baden als Bundesmitglieder
beitraten. 1492 war die bayerische Gefahr von Habsburg
abgewendet. Sigmund hatte resigniert, Maximilian über-

nahm die Regierung und trat an die Spitze des Bundes als

Herr von Österreich.

Eberhard als tätigstem Bundesmitglied und mehrfachem

Hauptmann gelang es, etwa Heilbronn aus der Macht-

sphäre der Pfalz zu lösen und immer mehr Adelige vom

Georgenschild in seinen Dienst zu bringen, selbst sogar
die KraichgauerRitterschaft, die seit 1462 verloren schien,
auf württembergische Dienste nach altem Recht zu ver-

pflichten. Philipp von der Pfalz verlor dabei den Einfluß

auf die rechtsrheinischen Besitzungen des Bischofs von

Speyer, da dieser Mitglied des Bundes wurde.

Unter Maximilian stellte sich der Bund - Eberhard

führte - den Reformbestrebungen des Kaisers zur Ver-

fügung in der Debatte um Landfriedensordnungen und

oberstes Reichsgericht. Im Bundesrat sehen wir Eberhard

im Gleichzug mit der Politik Maximilians. Auf dem

Reichstag zu Worms Sommer 1495 hat der Kaiser Eber-

hard zum Herzog und sein Land zum Herzogtum er-

hoben. Württembergs Graf war stattlich repräsentativ
erschienen mit acht Grafen (Werdenberg, Fürstenberg
u. a.) und mit Räten wie den zwei Vergenhans, Dietrich

Spät, Ulrich von Westerstetten und Johannes Reuchlin,
sowie den Äbten von Backnang und von Ellwangen. Eben

darum, um zu zeigen, daß er seit langem neben den Ver-

tretern der Kurfürsten der wichtigste Fürst im Reiche ist

und unentbehrlich für die Reichsreformen. Seine Stellung
im Schwäbischen Bund hat durch die Titelerhöhung die

äußere Anerkennung gefunden. Wenn er den Titel eines

Herzogs zu Württemberg erhielt, so hatte der Kaiser

dabei zum Ausdruck gebracht, daß er als Herr der Vor-

deren Lande in Schwaben auf seine Mitherrschaftsrechte

im alten Herzogtum Schwaben nicht verzichten wollte.

Immerhin war erreicht: Württemberg galt von nun an als

Reichslehen und Reichsland, ungeteilt und unteilbar, aber

auch im Falle des Aussterbens des Hauses als Rückfall-

Lehen an den Kaiser und Herm von Österreich.

Am 27. Januar 1964 hat unser Schatzmeister

Notar Hans Anwärter

der dem Schwäbischen Heimatbund in mehr als 40 Jahren unermüdlich, still

und treu gedient hat, die letzte Ruhe gefunden.
Er war seit 15 Jahren unser Ehrenmitglied und blieb uns bis in die letzten Tage

seiner Krankheit innerlich verbunden in seiner tätigen Liebe zur Heimat.

Bei der Trauerfeier auf dem Pragfriedhof in Stuttgart widmeten wir ihm einen

Kranz mit den Worten:

Wir schmücken die Gräber und Särge der Toten,
Um unsre Verehrung und Liebe zu zeigen,
Die sie als Lebende bei uns erworben.

Und wenn wir mit Blumen zum Sarge uns neigen,
So sind sie uns Mahner und Helfer und Boten;

So sind ihre Werke auch nimmer gestorben.


